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Volkspetition „Bildung ist Menschenrecht – 
Gleiche Chancen für jedes Kind“
Presseerklärung zur Befassung mit der Volkspetition im 
Schulausschuss am 17.06.2003 

Heute, Dienstag den 17.06.2003, wird um 17.00 Uhr im Schulausschuss der Hamburgischen Bürgerschaft über die Volkspetition „Bildung ist Menschenrecht – Gleiche Chancen für jedes Kind“ beraten. Mit dieser Volkspetition haben Schüler und Schülerinnen, Eltern, Lehrerinnen und Lehrer schon im Jahr 2002 ihren Protest gegen massive Kürzungen im Bildungsbereich deutlich gemacht. Am 18. November 2002 haben die fünf Initiatoren in Begleitung zahlreicher Petentinnen und Petenten der Bürgerschaftspräsidentin Frau Dr. Stapelfeldt 51.720 Unterschriften überreicht. 40.460 Unterschriften davon sind als gültig anerkannt worden. Das notwendige Quorum von 10.000 Unterschriften ist damit deutlich übererfüllt worden. Es ist die erste Volkspetition in der Geschichte Hamburgs.
Seitdem hat sich die Lage an den Schulen und Bildungseinrichtungen weiter verschärft, und zahlreiche Kürzungen im Bildungsbereich sind zusätzlich durchgesetzt worden oder in Planung. Das Anliegen der fünf Initiatoren aus ARGE (Arbeitsgemeinschaft der Elternräte der Gesamtschulen in Hamburg), ELTERNVEREIN HAMBURG e. V., DGB-Jugend Hamburg, GEW (Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, Landesverband Hamburg) und GGG (Gemeinnützige Gesellschaft Gesamtschule, Gesamtschulverband, Landesverband Hamburg) ist damit weiterhin hochaktuell. 

In der Sitzung des Schulausschusses werden alle fünf Initiatoren von ihrem Rederecht Gebrauch machen und in ihren Beiträgen scharfe Kritik an der aktuellen Hamburger Bildungspolitik üben.

Es folgen Redebeiträge in Ausschnitten in der für die Sitzung vorgesehenen Reihenfolge.

Lothar Hüneke, ARGE:

Seit im November die Volkspetition eingereicht wurde, hat sich die Lage in den Schulen und Bildungseinrichtungen noch wesentlich verschärft. Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, dass durch ständig neue offene und verdeckte Kürzungen und Verordnungen die Schulen in einem unruhigen Trab gehalten werden sollen. Unter solchen Bedingungen lässt sich kein vernünftiger Unterricht, keine pädagogische Arbeit machen. 

Folgende Grundsätze müssen gelten:

1. Bildungspolitik darf sich nicht an leeren Kassen orientieren. 

2. Das Auf und Ab der Konjunktur darf nicht die Bildungschancen bestimmen. Jede Schülergeneration muss die gleichen Chancen haben. 

3. Bildungsinvestitionen sind Zukunftsinvestitionen.
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4. Bildung ist die Voraussetzung für ein erfolgreiches Berufsleben, eine befriedigende Lebensgestaltung und eine gleichwertige Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. 

Bildung ist auch die Voraussetzung für die Bewältigung von Zukunftsaufgaben in der Stadt und in der Gesellschaft. 

Die Hamburger Bildungspolitik jedoch zeigt den jungen Menschen keine Perspektiven. Sie macht die Schulen zum Markt des billigen Jakob. Sie höhlt das Elternrecht aus.. 

Die Wahlversprechen nach einer besseren Ausstattung der Schulen sind gebrochen worden. Der Senat und die Regierungskoalition muss in sich gehen und eine Umkehr in der Bildungspolitik vornehmen. Denn diese Bildungspolitik haben Schülerinnen und Schüler, Eltern, Lehrerinnen und Lehrer und die Freie und Hansestadt Hamburg nicht verdient.

Sabine Boeddinghaus, ELTERNVEREIN HAMBURG e.V.: 

Die schlichte Forderung a l l e r ELTERN an Sie lautet: Geben Sie den Schulen ausreichend Lehrerinnen und Lehrer, damit die Unterrichtsversorgung ihrer Kinder sichergestellt ist, auch in krankheitsintensiven Monaten!

Und erzählen Sie uns jetzt nichts vom neuen LAZM (Lehrerarbeitszeitmodell), was die 100%ige Grundversorgung an die Schulen bringen wird! Qualitativ guter Unterricht zeichnet sich zudem durch das Fördern aller Schülerinnen und Schüler aus!
Solange jede von Ihnen getroffene Maßnahme mit drastischen Einsparungen daher kommt, können und werden wir Eltern nicht zufrieden sein, und wir werden Sie und Ihre Politik stets daran messen, was konkret in den einzelnen Schulen ankommt, in welcher Weise und unter welchen Umständen unsere Kinder dort lernen müssen oder dürfen, das wird immer unsere Fragestellung sein!

Olaf Schwede, DGB-Jugend Hamburg: Es ist unglaublich: In Zeiten starker Einbrüche auf dem Ausbildungsmarkt laufen Senat und Regierungskoalition im Bereich der Beruflichen Bildung Amok. Kürzungen bei der Jugendberufshilfe, die Abschaffung der zweijährigen FOS, die geplante Übertragung der Berufsschulen an eine wirtschaftsnahe Stiftung und die Festschreibung von Kürzungen an den Beruflichen Schulen schaffen keinen Ausbildungsplatz mehr, sondern verschärfen die Probleme zusätzlich. Insbesondere benachteiligte Jugendliche werden hier zusätzlich bestraft.

Dr. Stephanie Odenwald, GEW Hamburg: Diese Landesregierung hat entgegen ihrem Koalitionsvertrag die Ausgaben bei der Bildung gekürzt, die Zahl der Lehrerstellen abgesenkt statt die 400 angekündigten zusätzlichen Stellen zu schaffen. Steigende Schülerzahlen, die Ausweitung des Unterrichts durch das Abitur in 12 Jahren, die Einführung der dritten Sportstunde und  eine Erhöhung der Zahl der Ganztagsschulen (ein Mehrbedarf von 1000 Stellen) sollen mit weniger pädagogischem Personal bewältigt werden. Das führt unausweichlich zu einer Qualitätssenkung an den Schulen. Das Angebot an Bildungsmöglichkeiten wird verringert und die Chancenungleichheit, die nach PISA in Deutschland besonders ausgeprägt ist, vertieft. In Hamburg erreichte Fortschritte – die Integration behinderter und lernschwacher Kinder von der Erziehung in Kindertagesstätten bis hin zur beruflichen Bildung und die höchste Quote beim Zugang zur Hochschule und Fachhochschule -  sind  gefährdet.  Durch die geplante überstürzte Einführung eines neuen Arbeitszeitmodells wird es den LehrerInnen zunehmend erschwert, SchülerInnen ausreichend zu fördern. Statt die Ausgaben für Lehrerausbildung in Hamburg zu nutzen und die ausgebildeten LehrerInnen einzustellen wird Mehrarbeit und eine erneute Kürzungsrunde  verordnet. Die zu einer unverantwortlichen Arbeitsbelastung führende Arbeitszeitregelung wird eine Verminderung der Unterrichtsqualität und eine Verödung des schulischen Lebens und der Schulentwicklung zur Folge haben. All dies läuft den Forderungen unserer Petition zuwider. Zudem stellt das Arbeitszeitmodell einen massiven Eingriff in die Organisation der Schulen dar, der in gesetzeswidriger Weise an der Bürgerschaft vorbei beschlossen worden ist. Korrigieren Sie diese Fehlentscheidungen! Sinnvolle Lösungen für die von uns aufgezeigte Bildungsmisere lassen sich nur im Dialog mit Eltern, Lehrerinnen und Lehrern sowie Schülerinnen  und Schülern finden.
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Inge Noack, GGG Hamburg: 

Die Gesamtschulen haben zum Schuljahr 2002/2003 rabiate Kürzungen von 10,3% hinnehmen müssen.. Diese Kürzungen sind ungerechtfertigt und mit keinem stichhaltigen Argument untermauert. Es wird nicht mehr der im Schulgesetz verankerte besondere Bildungsauftrag der Gesamtschulen berücksichtigt. Gesamtschulen müssen für ihre Schülerinnen und Schüler den Zugang zu drei Abschlüssen am Ende der Sekundarstufe I offen halten. Wer den mit dieser Schulform zwangsläufig verbundenen Mehrbedarf nicht anerkennt, zerstört langfristig diese bisher erfolgreiche Schulform. Ein Drittel aller Kinder an weiterführenden Schulen besucht eine Integrative Gesamtschule, ist also davon betroffen!

Am Umgang des Schulausschusses mit der ersten Hamburger Volkspetition werden wir erkennen können, ob die über fünfzigtausend Petentinnen und Petenten von den Abgeordneten ernst genommen und ihre Forderungen als gerechtfertigt anerkannt werden.

Lothar Hüneke, Arbeitsgemeinschaft der Elternräte der Gesamtschulen in Hamburg (ARGE), Tel. 603 25 85

Sabine Boeddinghaus, ELTERNVEREIN HAMBURG e.V., Tel. 792 44 01

Inge Noack, Gemeinnützige Gesellschaft Gesamtschule e.V. (GGG), LV Hamburg, Tel. 730 985 10

Olaf Schwede, DGB-Jugend Hamburg, Tel. 285 82 23

Dr. Stephanie Odenwald, Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft Hamburg (GEW), Tel. 414 633-0






